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Auf den Ruinen des Neoliberalismus
Wolfgang Streecks Vision eines besseren Europas – eine Replik 1

Arne Heise

Irgendetwas stimmt hier nicht. Der !eoretiker der »wettbewerblichen Solidarität«, 
der ausgangsorientierten, »marktförmigen Sozialpolitik« (Streeck 2001), der Politik-
berater der Agenda 2010 (Streeck/Heinze 1999 bzw. Streeck 2002) mit ihrer Kern-
forderung, durch Absenkung der Lohnersatzzahlungen die Dekommodi$zierung 
von Arbeit soweit zu reduzieren, dass auch geringproduktive, personennahe Dienst-
leistungen wieder marktfähig werden, beklagt in seinem jüngsten Beitrag in den 
»Blättern« (Streeck 2012) die neoliberale Umerziehung der Bürger, die die demokra-
tische Korrektur (soziale Gerechtigkeit) marktlicher Ergebnisse (Marktgerechtigkeit) 
immer weiter einschränke. Dies geschehe durch nationale Politikreformen wie eine 
regelgebundene Wirtscha&spolitik unter dem monetaristischen Diktat einer unab-
hängigen Zentralbank, durch Schuldenbremsen, aber auch mittels äußerem Druck, 
der durch die europäische Integration allgemein, vor allem aber das »frivole Experi-
ment« (ebd., 66) einer Europäischen Währungsunion (EWU) gescha'en wurde. Eine 
gemeinsame Währung, so die Analyse Streecks, scha'e einen Zwang zu neoliberaler 
Reform – der Arbeitsmärkte, der Sozial- und Tarifvertragssysteme – und befördere so 
den Marktfanatismus und den Umbau der europäischen Gesellscha&en zu »Marktge-
sellscha&en«, weil das Instrument des Wechselkurses als Verteidigung nationaler In-
stitutionen, Traditionen und Kulturen in der Währungsunion verloren gegangen sei. 
Konsequent dann seine Forderung, das Experiment »Europäische Währungsunion« 
für gescheitert zu erklären und zu einem »geordneten System *exibler Wechselkurse« 
(ebd., 71), einem europäischen Bretton-Woods-System überzugehen. 

Dem kritischen Leser gehen Sätze wie »Der Widerstand der von ihren National-
staaten vertretenen Völker gegen die Unterwerfung ihres Lebens unter die Marktge-
setze wird von der ecclesia militans, der Marktreligion, als Unregierbarkeitsproblem 
wahrgenommen, das durch weitere Reformen derselben Art, durch more of the same, 
behoben werden muss und kann : durch neue Institutionen, die auch noch den letz-
ten Rest an nationaler Artikulationsfähigkeit und politischer Willkürmöglichkeit aus 
dem System herausquetschen und ihn, nach weiterer Entmachtung der Regierun-
gen, durch rationale Anreize zu schweigender Fügung in das vom Markt verhängte 
Schicksal ersetzen soll« (ebd., 67 f.) als Beschreibung des eigenen Unbehagens sicher 
runter wie Butter und die Beobachtung »Aber wer der Kirche nicht angehört, der 
kommt aus dem Staunen über die Macht der Illusion und aus der Angst vor dem 
nicht heraus, was eine !eorie dadurch anrichten kann, dass sie nicht von dieser 
Welt ist« (ebd., 68) wird sicher von vielen »Blätter«-Lesern geteilt – es war übrigens 
auch etwa der Stimmungszustand des Autors dieser Zeilen beim Lesen so mancher 
Streeckscher Darstellungen, als es noch die Agenda-Politik zu rechtfertigen galt und 
sich etwa so las : »Der von Teilen der Bundesregierung und der SPD nach dem Regie-
rungswechsel vertretene Vulgär-›Keynesianismus‹ war geeignet – und möglicherwei-
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se dazu konzipiert –, den Verteidigern der deutschen Hochpreisversion des Norma-
larbeitsverhältnisses zu suggerieren, dass eine neue Geld- oder gar eine aggressivere 
Lohnpolitik ihnen die Anstrengungen und Risiken eines institutionellen Umbaus 
ersparen könnten. Mit dem Rücktritt des Finanzministers und Parteivorsitzenden ist 
dieser Ho'nung, glücklicherweise schon vor Eintritt bleibender Schäden, der Boden 
entzogen worden.« (Streeck/Heinze 1999) Zeigt sich im jüngsten »Blätter«-Artikel 
also ein »Postdemokratie- oder Marktkritik-Opportunismus« auf den Spuren von 
Colin Crouch (2008) und Joseph Stiglitz (2009) oder eine echte geistige Weiterent-
wicklung – wir wissen es nicht. Wie wir leider aus den Streeckschen Zeilen auch 
nicht sicher erfahren können, ob er die neoklassische Standardökonomie und sei-
ne neoliberalen Politikempfehlungen für eine gefährliche Ideologie im Sinne einer 
bewusst fehlerha&en Realitätsinterpretation zur Verfolgung partikularer Interessen 
oder aber eine zwar geeignete Interpretation allerdings nicht gerade gemeinwohlför-
derlicher Marktrationalität hält. In ersterem Falle müsste ihm es wohl in erster Linie 
darum gehen, diese Ideologie zu entlarven und ihre Dominanz brechen zu wollen – 
davon aber hört man nichts in Streecks Arbeit –, in letzterem Falle bleibt letztlich 
unklar, wieso die Reinthronisierung eines weiteren, des Devisenmarktes eine Abhilfe 
gegen die Dominanz der Marktkrä&e über Politik und Demokratie scha'en soll. 

Seine verächtlichen Bemerkungen zum »Vulgär-Keynesianismus«2 lassen eben-
so vermuten, dass er zwar die Logik der neoklassischen »Kirche« akzeptiert, als 
Wirtscha&ssoziologe aber die scheinbar prekäre Folgerung geringer politischer und 
gesellscha&licher Gestaltungsmöglichkeiten ohne ökonomische E5zienzeinbußen 
nicht goutiert – die Verweise auf die ungleiche Anfangsausstattung und nebulöse 
»kumulative Bevorteilung« (Streeck 2012, 65) sind dann doch recht schwache An-
gri'spunkte, denn die neoklassische Standardtheorie macht gerade keine norma-
tiven Aussagen über eine wie auch immer gestaltete Anfangsausstattung : diese ist 
immer politisch zu entscheiden (2. Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie). Die mit 
viel Aplomb und radikaler Rhetorik vorgetragene Kritik an der anti-demokratischen 
Funktionalität des Marktes wird aber nur dann konsistent, wenn ein anderes als das 
neoklassische Ökonomieverständnis unterstellt wird – in der heterodoxen Wirt-
scha&swissenscha& ist der von Streeck geschmähte Keynesianismus hierfür immer 
noch ein brauchbarer und häu$g verwendeter (und gegenüber dem früheren, kru-
den Standardkeynesianismus der 1970 er Jahre längst weiterentwickelter) Kandidat. 
Mit ihm können Markt- und soziale Gerechtigkeit in ein vernün&iges und von der 
Realität gestütztes Verhältnis gebracht werden : Bereits die personelle Einkommens-
verteilung reiner Marktprozesse ist keineswegs technisch durch marginale Wert-
schöpfungsbeiträge (Grenzproduktivität) bestimmt, sondern das Ergebnis von durch 
informelle (z. B. Gerechtigkeitsnormen) und formelle (z. B. Kollektivvertragssysteme) 
Institutionen beein*usste Aushandlungsprozesse – anders wäre wohl kaum begründ-
bar, weshalb die Primärverteilungen z. B. in Ländern wie Schweden und Großbri-
tannien so weit auseinanderfallen. Die Sekundärverteilung kann nach politischer 
Vorgabe durch Sozialpolitik jederzeit beein*usst werden – da es sich hierbei um die 
personelle, nicht die funktionale Einkommensverteilung handelt, hat dies auch keine 
ernstha&en Ein*üsse auf die allokative E5zienz der Ökonomien. Der Hinweis auf 
die Möglichkeit der Kapitalisten, sich durch Produktionseinschränkungen und da-
mit ausgelöste Krise gegen Umverteilungsversuche zu wehren – gestützt durch den 
Verweis auf den marxistischen Ökonomen Michal Kalecki –, übersieht nicht nur die 
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Konkurrenz der Kapitale, die schon Marx mit »Akkumulieret, akkumulieret – das 
Moses und die Propheten« (Marx 1962, 621) beschrieben hat, sondern unterlässt vor 
allem, den Mechanismus aufzuzeigen, wie das als Gefangenen-Dilemma bekannte 
Kooperationsproblem gelöst werden soll. Will man sich nicht verschwörungstheo-
retischer Untiefen hingeben, müsste gezeigt werden, wie und warum kollektive Ak-
teure im Namen des Gemeinwohls und unter Verfolgung partikularer Verteilungs-
interessen ökonomische Situationen (Krisen bzw. stagnative Entwicklungsregime) 
gescha'en werden, die die Institutionen unter Druck setzen, die sich einer anderen 
(personellen) Einkommensverteilung entgegensetzen. Auf (post-)keynesianischer 
und (wohl verstandener) kaleckianischer Grundlage (Heise 2006) lässt sich dann 
zeigen, dass neoliberale Preisstabilitäts- und Haushaltskonsolidierungspolitik – also 
jene Politik der neoklassischen Standardökonomie, die seit mindestens drei Dekaden 
dominant geworden ist – genau diese gesamtwirtscha&lichen Folgen zeitigte, die die 
Argumentationsgrundlagen für jene schuf, die einen institutionellen Wandel fordern 
konnten, deren politische Umsetzung als »Agenda 2010« zwar sicher die personel-
le Einkommensverteilung in Deutschland drastisch (nach den Vorstellungen der 
ökonomischen Elite) au=rechen ließ, nicht aber zu einer nachweislichen Verbesse-
rung der eigentlichen Problemlagen – Wachstumsschwäche und unbefriedigende 
Beschä&igungsentwicklung – führte. 

Sollte Streeck tatsächlich ein derart heterodoxes Ökonomieverständnis im Hin-
terkopf gehabt haben als er seinen »Blätter-Artikel« schrieb, wird allerdings sein 
Requiem auf die EWU haltlos. Zwar haben heterodoxe Ökonomen immer davor 
gewarnt, dass die Europäische Währungsunion keinen »optimalen Lohnraum« dar-
stelle (Heise 2002 : Horn/Scheremet/Zwiener 1999 : Busch 1997). In der Konsequenz 
sind dann jene regionalen Ungleichgewichte zu erwarten, die gegenwärtig der Euro-
Krise die realwirtscha&liche Basis liefern. Wenn die kritischen Ökonomen dennoch 
eine EWU befürworteten, dann einerseits, weil diese Entwicklungen bereits das Eu-
ropäische Währungssystem (EWS) – jenes europäische Bretton-Woods-System, das 
Wolfgang Streeck im Kern jetzt wieder vorzuschweben scheint – kennzeichneten 
und zu sprengen drohten : In einem Festkurssystem bildet sich eine Währungshier-
archie heraus, an deren Spitze der Währungshegemon (die D-Mark im alten EWS) 
die Geldpolitik der am System teilnehmenden Länder bestimmt und dessen Wäh-
rung real unterbewertet ist (!omasberger 1993). Vielleicht erinnert sich Wolfgang 
Streeck noch an die kumulativen Leistungsbilanzdivergenzen im EWS und die mit 
der Scha'ung einer gemeinsamen Währung verbundene Ho'nung, die (deutsche) 
Geldpolitik zu »europäisieren« (Hickel 1989) 3. Und hierin, in der Rückgewinnung 
von interventionistischem Handlungsspielraum, den zunehmend regional integrier-
te Wirtscha&sräume auf nationaler Ebene immer weiter einbüßten, lag andererseits 
die Ho'nung heterodoxer Ökonomen – gleichsam die »Re-Keynesianisierung« 
der Wirtscha&spolitik auf E(W)U-Ebene (Heise 2005a). Selbstverständlich war es 
diesen Ökonomen klar, dass dies einen anderen, »marktkorrigierenden« (market 
braking) Integrationsmodus bedur&e als den auf »Marktscha'ung« (market ma-
king) setzenden Ansatz der Standardökonomie. Ein Governancesystem mit einer 
Mischung aus europäisierten (z. B. Geld- und Steuerpolitik), national-koordinierten 
(z. B. Tarif- oder Sozialpolitik) und national verbleibenden Politikbereichen (z. B. die 
Arbeitsmarktpolitik) wäre ebenso zu scha'en gewesen, wie ein Mechanismus, der 
verschiedene makroökonomische Politikbereiche koordiniert (Heise 2005b). Dass 
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die Ho'nung auf eine derartige Entwicklung keineswegs illusionär oder gar naiv 
war, zeigt nicht nur die Übernahme beschä&igungspolitischer Verantwortlichkeit 
auf EU-Ebene durch die Aufnahme eines Beschä&igungskapitels in die Europäi-
schen Verträge (Hu'schmid 1998), sondern auch die Scha'ung des »Europäischen 
Makrodialogs« auf dem Kölner EU-Gipfel 1999 unter dem damaligen deutschen 
Finanzminister Oskar Lafontaine (Heise 1999). Ende der 1990 er Jahre war mit einer 
Dominanz sozialdemokratisch geführter Regierungen in der EU eine Situation ent-
standen, die – zugegebenermaßen nur sehr kurzzeitig – die Möglichkeit eines subs-
tantiellen Richtungswechsels in der Gestaltung der europäischen Integration und der 
Ausgestaltung der europäischen, wie auch nationalen Wirtscha&spolitik bot. Hätte 
sich damals, wissenscha&lich durchaus von Wolfgang Streeck und seinem Kölner 
Max-Planck-Institut für Gesellscha&sforschung unterfüttert (Streeck/Kitschelt 2003), 
die »Markt-Sozialdemokratie« (Nachtwey 2009) Gerhard Schröders und Tony Blairs 
nicht gegen die »demokratische Linke« in der Sozialdemokratie durchgesetzt (Egle/
Henkes 2003), wären heute möglicherweise andere Governance-Strukturen in der 
Eurozone vorhanden und die Krisendiagnose und -bekämpfung könnte nicht mehr 
so einseitig auf Spar- und Austeritätsprogramme setzen wie wir dies heute erleben 
müssen.

Die Ho'nung, die Wiedereinführung des Wechselkursmechanismus könne den 
Nationalstaaten jene Handlungsfähigkeit und Selbstbestimmung wiedergeben, die 
sie im Zuge der zunehmenden regionalen und globalen Integrationsprozesse längst 
verloren haben, ist naiv und gefährlich gleichermaßen. Naiv ist nicht nur der Glau-
be, der Wechselkursmechanismus stelle so etwas wie einen »free lunch«, also eine 
Medizin ohne Nebenwirkungen, dar. Tatsächlich kann eine Wechselkursanpassung 
kurzzeitig politischen Druck, der sich z. B. durch lohnstückkostenseitige Wettbe-
werbsprobleme aufgebaut hat, abbauen helfen. Dies vor allem, weil eine Kürzung 
der heimischen Reallöhne – und dies impliziert eine Abwertung gleichermaßen wie 
eine »wirksame« Nominallohnsenkung 4 – kurzfristig auf weniger psychologischen 
Widerstand stößt, wenn sie Folge der Wechselkurspolitik, nicht der Lohnpolitik ist. 
Hier zeigt sich eine Art der »Nominalillusion« der Menschen (denn real sind die Er-
gebnisse eben vergleichbar). Solange aber die institutionellen Anreize, die den Druck 
au=auten, nicht angegangen werden, ändert sich dauerha& nichts an dem Druck. 
Die Nutzung der Stellschraube »Wechselkurs« erhöht nur die Unsicherheitskosten – 
die sich in einer Erhöhung der Risikoprämie für alle Wirtscha&steilnehmer des 
abwertenden Währungsraums niederschlagen –, sie unterminiert auch die Glaub-
würdigkeit eines solchen anpassungsfähigen Festkurssystems. Naiv ist es auch, den 
»edelsten Ökonomen« (Streeck 2012, 72) – die doch zuvörderst für den von Streeck 
kritisierten Marktfundamentalismus verantwortlich sind – abzuverlangen, »ein zeit-
gemäßes System zugleich fester und *exibler Wechselkurse für Europa« (ebd., 72) 
zu beschreiben. Gefährlich sind die Streeckschen Visionen, weil sie einen zwar von 
den politischen Eliten nicht gewünschten, dennoch in dem Sinne einfachen Ausweg 
suggerieren, es müsse nur zum Status Quo ante zurückgekehrt werden und schon sei 
die nationalstaatliche Souveränität wiederhergestellt und der »Konsolidierungsstaat« 
(ebd., 71), der eine in Richtung politischer und sozialer Union weiterentwickelte Eu-
rozone »unter heutigen Bedingungen« (ebd., 71) nur sein könne, abgewendet. Den 
Briten werden die Ohren klingen, müssten sie doch nach dieser Analyse auf einer 
der wenigen Inseln der Prosperitäts-Glückseligen in einem Meer von Austeritäts-
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Schwermütigen leben. Und der sozialdemokratischen Regierung in Island würde 
sicher Unrecht getan, wenn die vergleichsweise günstige Nach-Krisenentwicklung 
Islands wesentlich darauf zurückgeführt würde, dass Island als Nicht-EWU-Mitglied 
noch über eine eigene Währung und einen Wechselkursmechanismus verfügt. Ent-
scheidender ist die Tatsache, dass die isländische Regierung einen deutlich anderen, 
viel stärker an sozialer Gerechtigkeit und ausgewogener Lastenverteilung orientier-
ten wirtscha&spolitischen Weg beschritten hat als alle Eurozone-Regierungen (und 
andere konservativ-liberale aber eben auch sozialdemokratische Regierungen wie 
Großbritannien oder Rumänien) (Heise/Lierse 2011). Tatsächlich sind es also »die 
heutigen Bedingungen« – die weiterhin ungebrochene Dominanz der ecclesia mili-
tans und die darauf begründete Gestaltung der nationalen Wirtscha&spolitik und 
des europäischen Governance-Systems (Heise 2011) –, nicht etwa das Vorhanden-
sein oder die Abwesenheit eines relativen Preises, die die Inthronisierung des Mark-
tes und den Primat der Ökonomie begründen. Diese Dominanz gilt es zu brechen – 
in Wissenscha&, Politik und Medien.

Maria Joao Rodrigues (2012) entwir& mehrere potentielle Entwicklungsszenarien 
für die Eurozone, die im Kern darauf hinauslaufen, dass deren dauerha&er Bestand 
nur gesichert werden kann, wenn es zu einer Weiterentwicklung in Richtung Fiskal- 
und letztlich Politische Union kommt – der langfristige Erhalt der Währungsunion 
ist also an einen veränderten Integrationsmodus und ein verbessertes Governance-
System gebunden. Wenn aber der Bestand der Eurozone oberstes Gebot der politi-
schen Elite in Europa ist – und sei es aus der tatsächlich diskussionswürdigen Iden-
ti$kation von europäischer Einigung und europäischer Einheitswährung –, dann 
wäre die Sicherung des Euro die beste Gewähr für ein mittelfristiges Ende der Neo-
liberalisierung der europäischen Integration. Selbstverständlich würde das Ende der 
Gemeinscha&swährung nicht automatisch eine Umkehrung aller bisher realisierten 
Integrationsschritte in Europa bedeuten. Doch dass die Entwicklungen, die zu ei-
nem Auseinanderbrechen der gemeinsamen Währung führen, auch eine Stärkung 
extremer und insbesondere nationaler politischer Krä&e bedeuten müsste, lässt sich 
wohl kaum bestreiten und auch bereits in vielen Teilen Europas beobachten. Ob man 
also das Desintegrations- und Renationalisierungsausmaß auf ein funktionales Maß 
beschränken könnte, muss zweifellos als äußerst fragwürdig gelten (Hartleb 2011). 
Diese Gefahr der politischen (und natürlich auch ökonomischen) Destabilisierung 
der Mitgliedsstaaten der Eurozone, nicht etwa ein (neo-)funktionalistischer Integra-
tionsmechanismus von Spill-over-E'ekten, begründet also in realistischer und polit-
ökonomischer Perspektive nicht nur den grundsätzlichen Euro-Erhaltungsimperativ, 
sondern auch die Zurückweisung einer »muddling through«-Option, wie sie bei-
spielsweise Benjamin Cohen als wahrscheinlichste Entwicklungsprognose beschreibt 
(Cohen 2012). Damit mag man vielleicht noch über die gegenwärtige Eurokrise hin-
wegkommen, nicht aber über die nächste, kaum zu vermeidende Rezession, die dann 
nicht nur auf realwirtscha&lich ungünstigere Ausgangsbedingungen (Arbeitslosig-
keit, Einkommensungleichheit, Staatsverschuldung) als 2008 tre'en würde, sondern 
eben auch auf ein Governance-System, das keine Lösungswege o'enbart, sondern in 
seiner Orientierung an der ecclesia militans Teil des Problems ist (Heise 2012). 
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Anmerkungen

1 Eine stark gekürzte Fassung erscheint in »Blätter für deutsche und internationale Politik«. 
Hiermit soll interessierten Lesern die längere Fassung zugänglich gemacht werden, die sich 
insbesondere auch mit der Entwicklung der Streeckschen Position auseinandersetzt. 

2 Das oben angeführte Zitat geht folgendermaßen weiter : »Das politische Scheitern der 
›Nachfragetheorie‹ lenkt die Aufmerksamkeit zurück auf die institutionellen Reformen, 
ohne die unser Beschä&igungssystem nicht wieder inklusiv werden kann.«

3 Eine einheitliche Währung reduzierte also nicht nur die Transaktionskosten für den inner-
europäische Handel und Tourismus, sondern reduzierte auch die Risikoprämien aller Länder 
mit Ausnahme des Währungshegemons (also Deutschland) und, schließlich, senkte die Un-
sicherheitskosten, die durch Wechselkursänderungen entstehen. Zur Bedeutung der »Euro-
päisierung« des Währungshegemons Deutschland für die Gründung der EWU : Hickel 1989.

4 Eine Nominallohnsenkung führt zunächst einmal nur zu einer Preisniveausenkung – was 
den Reallohn unverändert lassen würde. Eine Reallohnkürzung wird erst daraus, wenn 
auch Importwaren in das heimische Preisniveau eingehen, die nicht von der Nominallohn-
kürzung betro'en sind. Damit aber kommen Nominallohnkürzungen zur Senkung der no-
minalen Lohnstückkosten und reale Abwertungen zu dem gleichen Ergebnis : sie tre'en die 
Menschen mit Lohneinkommen und daran orientierten Sozial- und Lohnersatzleistungen. 


